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PRÄAMBEL 

Das Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Gerechtigkeit ist eine 

demokratische Partei, die sich für die Rückkehr der Vernunft in die Politik einsetzt. 

Wir sind davon überzeugt, Deutschland braucht eine starke, innovative Wirtschaft 

und soziale Gerechtigkeit, Frieden und fairen Handel, ebenso wie eine offene 

Diskussionskultur und den Respekt vor der individuellen Freiheit der Bürgerinnen 

und Bürger. Dies sind die Ziele, für die wir uns als Landesverband auch Sachsen 

einsetzen. 
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I. ZWECK, NAME UND SITZ 

§ 1 Zweck 

(1) Das Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Gerechtigkeit ist eine Partei im 

Sinne von § 2 Parteiengesetz und Artikel 21 des Grundgesetzes der 

Bundesrepublik Deutschland. Der Landesverband Sachsen als Gliederung 

dieser Partei hat den Zweck, insbesondere durch die Teilnahme an Wahlen auf 

allen politischen Ebenen Sachsens an der politischen Willensbildung des Landes 

mitzuwirken. 

(2) Der Landesverband Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Gerechtigkeit 

Sachsen setzt sich als Gliederung für die Verwirklichung der Ziele der Partei im 

Freistaat Sachsen ein. 

 

§ 2 Name und Sitz 

(1) Der Landesverband Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Gerechtigkeit 

ist die Organisation von Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Gerechtig-

keit in Sachsen. Sein Tätigkeitsgebiet ist Sachsen. Er führt den Namen „Bündnis 

Sahra Wagenknecht – Vernunft und Gerechtigkeit – Landesverband Sachsen“. 

(2) Der Sitz des Landesverbandes ist in Dresden. 

 

 

II. MITGLIEDSCHAFT 

 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Der Erwerb der Mitgliedschaft im Bündnis Sahra Wagenknecht - Vernunft und 

Gerechtigkeit erfolgt nach den Vorschriften der Bundessatzung der Partei. Wird 

dem Landesverband eine Vollmacht zur Entscheidung über die Aufnahme von 

Mitgliedern erteilt, so nimmt der Landesvorstand diese Aufgabe wahr. 

(2) Jedes Mitglied der Partei, das seinen Hauptwohnsitz in Sachsen hat, ist zugleich 

Mitglied des Landesverbandes. Bestehen nachgeordnete Gliederungen 

(Kreisverbände, Ortsverbände), so richtet sich die Mitgliedschaft in diesen 

Verbänden nach dem Wohnsitz des Mitglieds. 

 



§ 4 Erwerb der Gastmitgliedschaft 

(1)  Der Erwerb der Gastmitgliedschaft im Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft 

und Gerechtigkeit erfolgt nach den Vorschriften der Bundessatzung der Partei. 

Wird dem Landesverband eine Vollmacht zur Entscheidung über die Aufnahme 

von Gastmitgliedern erteilt, so nimmt der Landesvorstand diese Aufgabe wahr. 

 (2)  Mit Zustimmung des Bundesvorstandes kann der Landesvorstand 

Gastmitgliedern über die Rechte von Mitgliedern im Aufnahmeverfahren gemäß 

§ 4 Abs. 5 in Verbindung mit § 5 Abs. 2 Satz 1 Bundessatzung hinaus die 

Rechte gemäß § 5 Abs. 2 Bundessatzung einräumen. 

 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1)  Jedes Mitglied hat das Recht und die Pflicht, im Rahmen der Bundessatzung, 

dieser Satzung und der Satzungen der für ihn zuständigen Gliederungen, die 

Werte und Ziele der Partei zu fördern und sich an der politischen und 

organisatorischen Arbeit der Partei zu beteiligen. 

(2)  Die Mitglieder des Landesschiedsgerichts und dessen Mitarbeiter sind, auch 

nach Beendigung ihres Amtes oder nachdem sie ihre Funktion nicht mehr 

wahrnehmen, zur Verschwiegenheit über die Ihnen in Ausübung ihres Amtes 

bekanntgewordenen Tatsachen und über die Inhalte der Beratung innerhalb des 

Landesschiedsgerichts auch gegenüber Parteimitgliedern verpflichtet. 

 

§ 6 Ordnungsmaßnahmen 

(1)  Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder des Landesverbandes können nach 

Maßgabe der Bundessatzung und der Schiedsgerichtsordnung ergriffen werden. 

(2)  Zuständige Verbände und Organe im Sinne der Bundessatzung und der 

Schiedsgerichtsordnung sind der Landesverband und der Kreisverband, denen 

das Mitglied angehört, sowie deren Vorstände.  

 

 

III. GLIEDERUNG UND AUFBAU 

§ 7 Kreis- und Ortsverbände 

(1)  Innerhalb des Landesverbandes können mit Zustimmung des Bundes- und des 

Landesvorstandes Kreis- und Ortsverbände gebildet werden. 

(2)  Kreisverbände und Ortsverbände führen zusätzlich ihre eigenen Namen. 

 



§ 8 Organe der Kreisverbände 

(1)  Organe der Kreisverbände sind 

a) der Kreisparteitag und 

b) der Kreisvorstand 

(2)  Der Kreisparteitag findet mindestens einmal im Jahr statt und tagt als 

Versammlung der Mitglieder des Kreisverbandes. Er wird mit einer Frist von  

14 Tagen vom Kreisvorstand einberufen. § 11 Abs. 2 Satz 3 bis 7 dieser Satzung 

gelten entsprechend. Der Kreisvorstand kann, sofern die Kreisverbandssatzung 

dies zulässt, den Kreisparteitag auch als virtuellen oder hybriden Parteitag 

einberufen. Auf Verlangen eines Fünftels der Mitglieder des Kreisverbandes 

muss der Kreisparteitag einberufen werden. Der Kreisparteitag beschließt über 

die Annahme und Änderung der Kreissatzung. Er wählt den Kreisvorstand und 

die Rechnungsprüfer sowie die Delegierten des Kreisverbandes zum 

Landesparteitag, sofern dieser als Delegiertenversammlung tagt. Der 

Kreisparteitag nimmt den Rechenschaftsbericht des Kreisvorstandes und den 

Bericht der Rechnungsprüfer entgegen und beschließt über die Entlastung des 

Kreisvorstandes. 

(3)  Jedes Mitglied des Kreisverbandes hat auf dem Kreisparteitag Rede-, Antrags- 

und Stimmrecht. Jedes Mitglied des Bundes- und des Landesvorstandes, das 

von dem jeweiligen Vorstand entsandt wurde, hat auf dem Kreisparteitag Rede- 

und Antragsrecht und darf auch außerhalb der Rednerliste das Wort ergreifen. 

Beschlüsse des Kreisparteitages müssen protokolliert werden. 

(4)  Der Kreisvorstand besteht aus mindestens drei Personen, dem Vorsitzenden, 

einem stellvertretenden Vorsitzenden und dem Schatzmeister. Der Kreisvorstand 

vertritt den Kreisverband nach außen. 

(5)  Näheres regelt die Kreisverbandssatzung, welche der Zustimmung des 

Landesvorstandes bedarf, im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, der 

Bundessatzung und der Satzung des Landesverbandes. 

(6) Die Transparenzregeln zu Beschlüssen und Beratungen des Kreisvorstandes 

sind entsprechend des Landesvorstandes zu behandeln (§ 17, Abs. 4. und 5.). 

Abweichend davon können Kreisvorstände auch weiterrechende Beschlüsse in 

Richtung ‚mehr Transparenz‘ fassen, was in der Geschäftsordnung des 

Kreisvorstandes festzuhalten ist. 

 

§ 9 Ortsverbände 

(1)  Die Kreisverbände können im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, der 

Bundessatzung und der Satzung des Landesverbandes in ihrer Satzung 

Regelungen für die Arbeit der Ortsverbände treffen. 



(2)  Notwendige Organe der Ortsverbände sind die Mitgliederversammlung und der 

Ortsvorstand. Jedes Mitglied des Bundes- wie des Landesvorstandes, das als 

solches von dem jeweiligen Vorstand entsandt wurde, hat in der 

Mitgliederversammlung Rede- und Antragsrecht und darf auch außerhalb der 

Rednerliste das Wort ergreifen. 

(3)  Näheres regelt die Ortsverbandssatzung, die der Zustimmung des 

Kreisvorstandes bedarf, im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, der 

Bundessatzung, der Satzungen des Landes- und des Kreisverbandes. 

 

 

IV. ORGANE 

§ 10 Organe des Landesverbandes 

(1) Organe des Landesverbandes sind der Landesparteitag, der Landesvorstand, 

der Landesausschuss und das Landesschiedsgericht. 

 

§ 11 Landesparteitag 

(1)  Der Landesparteitag tagt entweder als Mitgliederversammlung oder als 

Vertreterversammlung (Delegiertenparteitag). Im ersten Falle sind alle Mitglieder 

des Landesverbandes stimmberechtigte Teilnehmer des Parteitages,  

im zweiten Falle die Delegierten der Kreisverbände und die Mitglieder des 

Landesvorstandes. Tagt der Landesparteitag als Wahlparteitag zur Aufstellung 

von Bewerbern für eine staatliche Wahl, so richten sich das Recht auf Teilnahme 

und Mitwirkung, insbesondere das Wahlrecht und das Wahlvorschlagsrecht bei 

der Aufstellung der Bewerber, nach den für die staatliche Wahl geltenden 

Gesetzen. Gäste können vom Landesvorstand als Teilnehmer des 

Landesparteitages ohne Stimmrecht zugelassen werden. 

(2)  Der Landesparteitag muss mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr 

zusammentreten. Die Einberufung erfolgt durch den Landesvorstand mit einer 

Frist von einem Monat. Die Einberufung erfolgt schriftlich oder in Textform (etwa 

per E-Mail) an sämtliche Mitglieder bzw. im Falle eines Delegiertenparteitages an 

die stimmberechtigten Mitglieder. Eine Einladung zum Parteitag gilt als erfolgt, 

wenn die entsprechende Nachricht nachweislich und nach dem üblichen Lauf 

der Benachrichtigung rechtzeitig abgesandt wurde. In Fällen besonderer 

Dringlichkeit oder bei außerordentlichen Anlässen kann die Frist unter Angabe 

der Gründe bis auf eine Woche verkürzt werden. Spätestens eine Woche vor 

dem Landesparteitag hat der Landesvorstand allen Mitgliedern des 

Landesparteitages den Entwurf der Tagesordnung mitzuteilen, z.B. durch 



Veröffentlichung auf der Homepage des Landesverbandes. Die endgültige 

Tagesordnung wird auf dem Landesparteitag beschlossen. 

 (3)  Der Landesvorstand entscheidet, ob der Landesparteitag als Mitglieder-

versammlung oder als Delegiertenparteitag tagt. Der Landesvorstand kann nur 

dann beschließen, dass der Landesparteitag als Delegiertenparteitag tagen soll, 

wenn diese Form des Landesparteitags angesichts des Anteils der Mitglieder 

des Landesverbandes, die auch Mitglied in einem Kreisverband in Sachsen sind, 

mit dem Grundsatz der innerparteilichen Demokratie übereinstimmt. 

(4)  Außerordentliche Landesparteitage müssen durch den Landesvorsitzenden 

oder, falls dieser verhindert ist, durch den stellvertretenden Landesvorsitzenden 

unverzüglich einberufen werden, wenn dies schriftlich unter Angabe der Gründe 

beantragt wird. Einen solchen Antrag können stellen 

a) ein Viertel der Mitglieder des Landesverbandes, wobei jedes der 

antragstellenden Mitglieder den Antrag unter Angabe von Wohnort und 

Mitgliedsnummer unterzeichnen muss 

b) die Vorstände von mindestens einem Viertel der Kreisverbände 

c) der Landesvorstand 

d) der Landesausschuss 

e) die Landtagsfraktion 

 Im Falle von Satz 2 b) bis e) müssen die Anträge durch Beschluss mit der 

Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder der jeweiligen Gremien gefasst 

werden. Die Ladungsfrist beträgt drei Wochen; sie kann in besonders 

eilbedürftigen Fällen bis auf drei Tage verkürzt werden. 

(5) Tagt der Landesparteitag als Delegiertenparteitag, so besteht der Delegierten-

körper aus 150 Delegiertenmandaten. Die Amtsdauer der Delegierten beträgt 

zwei Kalenderjahre, beginnend ab dem 01.01.2026, welche von den 

Kreisverbänden entsandt werden. Die Aufschlüsselung auf die Kreisverbände 

erfolgt nach folgendem Verfahren: 

a) Die Anzahl der Delegiertenmandate im Delegiertenkörper wird durch 3 geteilt 

und nach folgenden Faktoren aufgeteilt. 

b) Ein Drittel der Delegiertenmandate wird entsprechend der BSW-Mitglieder-

zahlen (absoluter Anteil) in den Kreisverbänden im Höchstzahlverfahren nach 

Adams (Divisorenreihe 0; 1; 2; 3; ...) ermittelt und auf die Kreisverbände 

verteilt. Für die Berechnung ist die Mitgliederzahl vom 31.12. des Vorjahres 

der Mandatsperiode nach der zentralen Datei der Mitglieder (§ 10 Abs. 2 

Bundessatzung) maßgebend. 



c) Ein Drittel der Delegiertenmandate wird entsprechend der BSW-Wähler 

(Anteil der relativen Zweitstimme) der Landkreise im Hare/Niemeyer-

Verfahren (mit Hauptzuteilung und Restausgleich) ermittelt und auf die 

Kreisverbände verteilt. Für die Berechnung ist das amtliche Wahlergebnis 

bei der letzten Landtagswahl maßgebend. 

d) Ein Drittel der Delegiertenmandate wird entsprechend der Einwohner 

(absoluter Anteil) der Landkreise bzw. kreisfreien Städte im Hare/Niemeyer-

Verfahren (mit Hauptzuteilung und Restausgleich) ermittelt und auf die 

Kreisverbände verteilt. Für die Berechnung ist die offizielle Einwohnerzahl 

vom 31.12. des Vorjahres maßgebend; sofern diese noch nicht 

veröffentlicht, ersatzweise die letztbekannte offizielle Einwohnerzahl. 

e) Die Delegiertenzahl jedes Kreisverbandes wird aus der Summe von b) + c) + 

d) ermittelt und ist durch den Landesvorstand für jede Wahlperiode neu 

festzustellen und in einem Beschluss transparent und übersichtlich 

aufzuschlüsseln. 

f) Als Übergangslösung ist für die Berechnung die Mitgliederzahl der ersten 

Mandatsperiode (ab 2026) statt dem 31.12.2024 (Jahresende) der 

30.09.2025 (Quartalsende) maßgebend. Dieser Punkt wird bei der nächsten 

Satzungsänderung nach dem 01.01.2026 gestrichen  

(6)  Tagt der Landesparteitag als Wahlparteitag in der Form eines Delegierten-

parteitages, so ist entsprechend (5) zu verfahren. Die gesetzlichen 

Bestimmungen über die Wahl und die Voraussetzungen für Wählbarkeit der 

Delegierten, die sich aus den Wahlgesetzen ergeben, sind zu beachten. Ist dies 

nicht erfolgt, werden die betreffenden Delegierten nicht zum Wahlparteitag 

zugelassen. Die Zahl der nach Satz 1 zu berücksichtigenden Mitglieder wird 

nach der zentralen Datei der Mitglieder (§ 10 Abs. 2 Bundessatzung) bestimmt. 

(7)  Der Landesparteitag tagt in Präsenz (Präsenzparteitag). Er kann, sofern es sich 

nicht um einen Wahlparteitag handelt, auch als virtueller oder hybrider Parteitag 

einberufen werden, an dem alle oder ein Teil der Mitglieder oder Delegierten 

ohne Anwesenheit am Versammlungsort durch zeitgleiche Bild- und 

Tonübertragung teilnehmen und ihre Mitwirkungsrechte, insbesondere das 

Rederecht und das Recht auf Stimmrechtsausübung, im Wege der 

elektronischen Kommunikation ausüben. Anstelle eines virtuellen oder hybriden 

Parteitages ist ein Präsenzparteitag einzuberufen, wenn dies schriftlich 

beantragt wird, und zwar 

a) durch Beschlüsse der Vorstände von mindestens einem Viertel der 

Kreisverbände oder 



b) in dem Falle, dass der Landesparteitag als Mitgliederversammlung 

einberufen ist, von mindestens einem Viertel der Mitglieder des 

Landesverbandes, wobei jedes der antragstellenden Mitglieder den Antrag 

unter Angabe von Wohnort und Mitgliedsnummer unterzeichnen muss, in 

dem Falle, dass der Landesparteitag als Delegiertenparteitag tagt, von 

mindestens einem Drittel der als Delegierte gewählten Mitglieder. 

  Der Antrag muss innerhalb von einer Woche nach der Einberufung des virtuellen 

oder hybriden Landesparteitages beim Landesvorstand eingehen. In diesem Fall 

wird der Parteitag nach Absatz 2 neu einberufen. Wurde der virtuelle oder 

hybride Landesparteitag mit einer Frist von einer Woche oder mit kürzerer Frist 

einberufen, kann keine Einberufung als Präsenzparteitag beantragt werden. 

 Mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr muss ein Landesparteitag als 

Präsenzparteitag stattfinden, wenn dem nicht zwingende Gründe 

entgegenstehen. 

 

§ 12 Aufgaben des Landesparteitages 

(1)  Der Landesparteitag ist das oberste Organ des Landesverbandes. 

(2)  Der Landesparteitag wählt 

a) den Landesvorstand 

b) die Mitglieder des Landesschiedsgerichts 

c) die Rechnungsprüfer des Landesverbandes (Revisoren) 

d) die Delegierten zum Bundesparteitag, sofern dieser als Delegiertenparteitag 

zusammentritt 

(3)  Er berät über grundsätzliche politische und organisatorische Fragen, die den 

Landesverband betreffen und trifft erforderlichenfalls Beschlüsse, insbesondere 

über 

a) die Annahme und Änderung der Satzung des Landesverbandes 

b) über das Programm des Landesverbandes 

c) über die Finanzordnung und sonstige Ordnungen des Landesverbandes, die 

im Range von Bestandteilen der Landessatzung stehen 

d) über den Tätigkeits- und Rechenschaftsbericht des Landesvorstandes, über 

den Bericht der Revisoren zu dem finanziellen Teil des Rechenschafts-

berichtes sowie über die Entlastung des Landesvorstandes 

e) über seine Geschäftsordnung 

f) über politische Anträge von Bedeutung für den Landesverband 



§ 13 Arbeitsweise des Landesparteitages 

(1)  Der Landesparteitag gibt sich eine Geschäftsordnung. Solange der 

Landesparteitag keine eigene Geschäftsordnung beschlossen hat, gilt die 

Geschäftsordnung des vorhergehenden Landesparteitages. Auf dem ersten 

Landesparteitag gilt bis zu einem Beschluss über die Geschäftsordnung die 

Geschäftsordnung des Bundesparteitages sinngemäß. 

(2)  Zur Vorbereitung des Landesparteitages benennt der Landesvorstand ein 

Tagungspräsidium, eine Antragskommission, eine Wahlkommission und eine 

Mandatsprüfungskommission. Über die endgültige Zusammensetzung dieser 

Gremien entscheidet der Landesparteitag. Die Aufgaben und Arbeitsweisen 

dieser Gremien sind in der Geschäftsordnung des Landesparteitages zu regeln, 

sofern die Wahlordnung der Partei oder deren sonstiges Regelwerk keine 

Regelungen trifft. 

(3)  Der Landesparteitag wird durch einen Landesvorsitzenden oder, falls dieser 

verhindert ist, durch den stellvertretenden Landesvorsitzenden eröffnet. Dieser 

leitet die Wahl der Tagungsleitung durch den Landesparteitag ein und 

unterbreitet dazu die Vorschläge des Landesvorstandes zu Anzahl und 

Mitgliedern der Tagungsleitung, darunter ein Versammlungsleiter. Das 

Versammlungsprotokoll wird durch den Versammlungsleiter und einen von ihm 

bestimmten Protokollführer unterzeichnet. 

 Der Versammlungsleiter und der Protokollführer beurkunden die vom 

Landesparteitag getroffenen Beschlüsse. 

 

§ 14 Anträge zum Landesparteitag 

(1)  Antragsberechtigt zum Parteitag sind 

a) der Landesvorstand 

b) die Vorstände der Kreisverbände des Landesverbandes 

c) die Vorstände der Ortsverbände des Landesverbandes 

d) ein Zehntel der Mitglieder des Landesverbandes, wobei ihr Antragsrecht auf 

Sachfragen beschränkt ist. 

 Jedes der Mitglieder hat den Antrag unter Angabe von Wohnort und 

Mitgliedsnummer zu unterzeichnen. 

(2)  Sachanträge auf dem Parteitag können nur von mindestens 15 

stimmberechtigten Teilnehmern des Landesparteitages eingebracht werden. Die 

Anträge sind handschriftlich von den Antragstellern zu unterzeichnen und beim 

Tagungspräsidium einzureichen. 



(3)  Geschäftsordnungsanträge auf dem Parteitag können mündlich 

a) jeder stimmberechtigte Teilnehmer des Landesparteitages, 

b) die Antragskommission oder 

c) der Landesvorstand stellen 

 

§ 15 Landesvorstand 

(1)  Der Landesvorstand besteht aus dem Landesvorsitzenden oder zwei 

gleichberechtigten Landesvorsitzenden, bis zu vier stellvertretenden 

Landesvorsitzenden und dem Landesschatzmeister. Diese bilden gemeinsam 

das Präsidium des Landesverbandes (Präsidium). Der Landesparteitag 

beschließt mit einfacher Mehrheit, ob ein Vorsitzender oder aber zwei 

gleichberechtigte Vorsitzende gewählt werden sowie über die Anzahl der 

stellvertretenden Landesvorsitzenden. 

(2)  Der Landesvorsitzende oder die Landesvorsitzenden und der Landes-

schatzmeister sind die gesetzlichen Vertreter des Landesverbandes  

(Vorstand gemäß § 26 BGB). 

(3)  Dem Landesvorstand kann eine vom Landeparteitag festzusetzende Zahl 

weiterer Mitglieder (Beisitzer) angehören. 

(4)  Die Wahl des Landesvorstandes durch den Landesparteitag erfolgt in der Regel 

in jedem zweiten Jahr. Wenn in einem Kalenderjahr keine Wahl des 

Landesvorstandes stattgefunden hat, muss diese spätestens im 

darauffolgenden Kalenderjahr auf einem Landesparteitag stattfinden. Im Übrigen 

finden eine Neuwahl des Landesvorstandes oder eventuelle Nachwahlen auf 

Beschluss des Landesparteitages statt. 

 

§ 16 Aufgaben des Landesvorstandes 

(1)  Der Landesvorstand leitet den Landesverband. Er führt dessen Geschäfte nach 

dem Gesetze sowie den Satzungen von Bundes- und Landesverband. Der 

Landesvorstand führt die Beschlüsse des Landesparteitages aus oder 

überwacht der Ausführung durch andere Stellen. 

(2)  Rechtsgeschäfte, durch welche der Landesverband verpflichtet wird, werden 

von mindestens zwei Mitgliedern des Vorstands gemäß § 26 BGB oder auf 

Grund der von mindestens zwei Mitgliedern des Vorstands gemäß § 26 BGB 

erteilten Vollmachten abgeschlossen. Rechtsgeschäfte mit einem Geschäftswert 

von bis zu 20.000 Euro können auch von einem Mitglied des Vorstands gemäß § 

26 BGB verbindlich für den Landesverband abgeschlossen werden. 



(3)  Der Landesvorstand kann eine Landesgeschäftsstelle einrichten, die seine sowie 

die Arbeit der weiteren Organe des Landesverbandes und von dessen 

Gliederungen unterstützt. Der Landesvorstand überwacht die Tätigkeit der 

Landesgeschäftsstelle. 

(4)  Er bereitet die Sitzungen des Landesparteitages vor. 

(5)  Der Landesvorstand wirkt bei der Aufstellung der Bewerber für die Wahlen zum 

Deutschen Bundestag, zum Europäischen Parlament und zum Sächsischen 

Landtag im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften mit. Der Landesvorstand ist 

insbesondere berechtigt, nach § 21 Abs. 4 Bundeswahlgesetz und § 10 Abs. 4 

Europawahlgesetz gegen den Beschluss einer Mitglieder- oder 

Vertreterversammlung über die Bewerberaufstellung Einspruch zu erheben. 

(6)  Mitglieder des Landesvorstandes können in seinem Auftrag an allen Sitzungen 

und Versammlungen im Rahmen des Landesverbandes teilnehmen und auch 

außerhalb der Rednerliste das Wort ergreifen. 

 

§ 17 Arbeitsweise des Landesvorstandes 

(1)  Der Landesvorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. Der Landesvorstand 

beschließt einen Geschäftsverteilungsplan; er kann dabei einzelnen Mitgliedern 

besondere Aufgaben zur Wahrnehmung zuweisen. 

(2)  Das Präsidium erledigt die laufenden politischen und organisatorischen 

Aufgaben im Sinne der Beschlüsse des Landesvorstandes, sowie die laufende 

politische und organisatorische Geschäftsführung des Landesverbandes. Das 

Präsidium bereitet die Landesvorstandssitzungen vor und ist verpflichtet, den 

Landesvorstand über alle Maßnahmen und Beschlüsse zu informieren. Das 

nähere zur Arbeit des Präsidiums regelt die Geschäftsordnung des 

Landesvorstandes. 

(3)  Der Landesvorstand entscheidet, ob seine Sitzung in Präsenz, virtuell oder 

hybrid stattfindet. Näheres regelt die Geschäftsordnung des Landesvorstandes. 

(4) Die Beschlüsse des Landesvorstandes müssen grundsätzlich parteiöffentlich 

und können öffentlich veröffentlicht werden. Beschlüsse zu Wahlkampf-

strategien, Finanzfragen und Strukturfragen können maximal parteiöffentlich 

behandelt werden; in begründeten Einzelfällen auch organintern.  

Beschlüsse müssen organintern behandelt werden, wenn dies die Rechte Dritter 

auf gesetzlicher Grundlage (insbesondere Datenschutz) erfordern. Beschlüsse 

des Landesvorstandes werden elektronisch an einen E-Mail-Verteiler versendet, 

welcher besteht aus: Landesvorstand, Kreisvorsitzende, ggf. stellv. 

Kreisvorsitzende, ggf. interessierte Mitglieder. 



(5) Die Beratungen des Landesvorstandes finden nicht parteiöffentlich statt. 

Antragssteller und Betroffene von Anträgen (bzw. dessen Vertreter) werden zu 

den jeweiligen Anliegen und angehöriger Diskussionen eingeladen. Gäste 

können eingeladen werden. Eine geschlossene Beratung muss zwingend 

erfolgen, wenn dies die Rechte Dritter auf gesetzlicher Grundlage (insbesondere 

Datenschutz) erfordern. 

 

§ 18 Landesausschuss 

(1)  Der Landesausschuss ist ein Parteiorgan als allgemeiner Parteiausschuss und 

arbeitet als Kontrollorgan des Landesvorstandes. 

 

§ 19 Zusammensetzung des Landesausschusses 

(1)  Der Landesausschuss besteht aus 13 stimmberechtigten Mandaten nach 

Delegiertenprinzip.  

Die Verteilung der Delegiertenmandate erfolgt auf die Kreisverbände im 

Höchstzahlverfahren nach Adams (Divisorenreihe 0; 1; 2; 3; …).  

Der Delegiertenschlüssel wird durch den Landesvorstand einmalig festgestellt 

und kann bei Änderung der Kreisverbandsstruktur neu festgestellt. Werden mehr 

als 13 Kreisverbände gebildet, so ist die Zusammensetzung des 

Landesausschusses auf dem folgenden Landesparteitag zu beraten und auf 

dessen Willen anzupassen. 

(2) Die Mandatsperiode der Delegierten zum Landesausschuss beträgt 2 Jahre, 

beginnend ab 01.01.2026.  

a) Als Übergangslösung kann der Landesausschuss bis 31.12.2025 informell 

tagen. Dieser Punkt wird bei der nächsten Satzungsänderung nach dem 

01.01.2026 gestrichen. 

(3) Die Delegierten werden auf Kreisparteitagen in geheimer Wahl gewählt und 

können ab frühestens 01.07. des Vorjahres des Beginns der Mandatsperiode 

gewählt werden. 

a) Als Übergangslösung können bis 31.12.2025 im Zuständigkeitsbereich von 

Region ohne gegründeten Kreisverband, Regionalverantwortliche oder 

anderweitig bestimmte Mitglieder aus der jeweiligen Region an Tagungen 

des Landesausschuss als Berater teilnehmen. Dieser Punkt wird bei der 

nächsten Satzungsänderung nach dem 01.01.2026 gestrichen. 

(4) Die Kreisparteitage können pro Mandatszahl jeweils 1 Ersatzdelegierten wählen, 

welcher über die gleichen Stimmrechte verfügt, sofern der Ursprungs-Delegierte 

verhindert ist. Darüber hinaus können Ersatzdelegierte als Berater an Tagungen 

des Landesausschusses teilnehmen. 



(5) Der Landesausschuss wählt aus seiner Mitte in geheimer Wahl 1 Vorsitzenden 

und 1 Stellvertreter, welche koordinierende Aufgaben übernehmen, die 

Beratungen einberufen und die primäre Kommunikation mit dem 

Landesvorstand übernehmen. Der Landesausschuss wird angehalten, die 

beiden Parteiämter mit jeweils 1 Vertreter aus einem Flächenlandkreis und einer 

kreisfreien Stadt zu besetzen. 

(6) Weitere Mandate, Ämter oder Quoten sind nicht vorgesehen. Der Landes-

ausschuss kann nach eigenem Ermessen Gäste oder Expertise einladen. Sollten 

Anträge an den Landesausschuss gestellt werden, so sind die Antragssteller 

einzuladen und zum Sachverhalt einbringungs- und redeberechtigt. 

 

§ 20 Aufgaben des Landesausschusses 

(1) Die Aufgaben des Landesausschusses sind primär 

1. die konstruktiv kritische Begleitung der Arbeit und Beschlüsse des 

Landesvorstandes 

2. die konstruktiv kritische Begleitung der Umsetzung der Beschlüsse des 

Landesparteitages 

 sowie sekundär 

3. die Diskussion grundsätzlicher Fragen und Entwicklungen betreffs des BSW 

im Landesverband Sachsen und seiner Gliederungen 

4. die Diskussion von Anliegen aus Kreisverbänden und Landesarbeits-

gemeinschaften. Davon ausgenommen sind Anliegen, die im dem 

Aufgabengebiet des Bundesschiedsgerichtes, des Landesschiedsgerichtes, 

der Landesombudspersonen, der Rechnungsprüfer liegen oder Vorgänge 

mit ausstehender juristischer Auseinandersetzung betreffen. 

 Der Landesausschuss ist nicht für persönlichen Anliegen einzelner Mitglieder, 

Unterstützer oder Gruppen davon zuständig, sofern sich daraus nicht ein 

übergeordnetes, politisches Gesamtinteresse ergibt. 

(2) Der Landesausschuss kann gegen Beschlüsse des Landesvorstandes, auf 

seiner dem Zugang der Beschlussunterlagen unmittelbar folgenden Sitzung, mit 

qualifizierter 2/3-Mehrheit (der Landesausschuss-Mitglieder) bei offener 

Abstimmung, ein aufschiebendes Veto einlegen. 

1. In diesem Fall muss der Landesvorstand entweder den betreffenden 

Beschluss aufheben oder eine gemeinsame Beratung von Landesvorstand 

und Landesausschuss zum nächstmöglichen Termin einberufen, die 

abschließend gleichlautend entscheidet. 



2. Die gemeinsame Abstimmung benötigt jeweils eine einfache Mehrheit der 

Landesvorstands-Mitglieder und eine einfache Mehrheit Landesausschuss-

Mitglieder. Andernfalls gilt der Beschluss als aufgehoben. 

3. Auf Wunsch von mindestens 3 Mitgliedern der gemeinsamen Beratung kann 

die Abstimmung bei Präsenz-Terminen geheim durchgeführt werden.  

Bei gemeinsamen virtuellen oder Hybrid-Beratungen können elektronische 

Abstimmungen (ausschließlich zu Sachfragen) als geheime Abstimmungen 

durchgeführt werden, sofern diese Option 3 Werktage vor der Beratung 

beim Landesvorstand elektronisch-schriftlich angezeigt wurde. 

Abstimmungen zu Personalfragen, die Entscheidungen einer Wahl 

gleichkommen oder einem Votum bzw. einen Listenvorschlag entsprechen, 

können nicht als elektronische Abstimmung durchgeführt werden. Das 

gleiche gilt für Abstimmungen für Wahl- und Aufstellungsverfahren zur 

Aufstellung von Landeslisten zur Landtags- oder Bundestagswahl, welche 

ebenfalls nur bei Präsenz-Terminen geheim durchgeführt werden können. 

(3) Der Landesausschuss kann gegen Beschlüsse des Landesvorstandes jederzeit 

eine konstruktiv kritische Stellungsname als Beschluss in einfacher Mehrheit 

vornehmen. Dieser Beschluss ist analog der Veröffentlichungsform der 

Landesvorstands-Beschlüsse zu veröffentlichen. Es gelten die allgemeinen 

Transparenz-Regeln zu interner Beschlusslage zu berücksichtigen, 

insbesondere wenn Rechte Dritter oder Regularien zum Datenschutz verletzt 

werden. 

(4) Der Landesausschuss hält auf mindestens jedem zweiten Landesparteitag einen 

Rechenschaftsbericht. Dieser sollte auf der Tagung des Landesparteitages im 

zweiten Jahr der Mandatsperiode des Landesausschusses gehalten werden. 

 

§ 21 Arbeitsweise des Landesausschusses 

(1) Der Landesausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. Solange der 

Landesausschuss keine eigene Geschäftsordnung beschlossen hat, gilt die 

Geschäftsordnung des Landesvorstandes (ersatzweise des vorhergehenden 

Landesparteitages) sinngemäß. 

(2) Der Landesausschuss entscheidet selbstständig über die Anzahl, Termine und 

Form seiner Beratungen, wobei diese vorzugsweise als virtuelle Beratungen 

stattfinden sollen. 

a) Videokonferenzräume werden kostenfrei durch den Landesvorstand 

bereitgestellt. 



b) Kosten für Räumlichkeiten bei Präsenz-Beratungen werden nur nach 

Beschluss des Landesvorstandes übernommen. Der Landesvorstand soll 

dem Anliegen in einer der günstigsten Varianten entsprechen und muss dem 

Anliegen bei verkehrsüblichen Kosten entsprechen. 

c) Der Landesausschuss muss einberufen werden, wenn dies mindestens 1/3 

der Landesausschuss-Mitglieder unter Angabe von Gründen schriftlich 

beantragen. 

(3) Über die Beratungen des Landesausschusses ist eine Niederschrift als Protokoll 

zu fertigen. Näheres regelt die Geschäftsordnung des Landesausschusses. 

(4) Mitglieder des Landesausschusses können auch außerhalb von Beratungen das 

Wort ergreifen. 

(5) Die Transparenzregeln zu Beschlüssen und Beratungen des Landesausschusses 

sind entsprechend des Landesvorstandes zu behandeln (§ 17, Abs. 4. und 5.). 

Abweichend davon kann der Landesausschuss auch weiterrechende 

Beschlüsse in Richtung ‚mehr Transparenz‘ fassen, was in der 

Geschäftsordnung des Landesausschusses festzuhalten ist. 

 

 

V. WEITERE GREMIEN UND FUNKTIONEN 

§ 22 Expertenrat 

(1)  Der Landesvorstand kann zur sachgemäßen Bearbeitung komplexer 

Themenschwerpunkte und Programmfragen für einen konkreten Zeitraum 

Expertenräte einberufen, die ihm beratend zu Seite stehen. Mitglieder des 

Expertenrats müssen nicht Mitglieder der Partei sein. Sie können jederzeit vom 

Landesvorstand abberufen werden. 

 

§ 23 Landesarbeitsgemeinschaften 

(1) Im Landesverband Sachsen können Landesarbeitsgemeinschaften (im 

Folgenden LAGs genannt), frei gebildet werden. Sie gelten jedoch erst bzw. nur 

solange als anerkannt, wenn: 

a) sie zur Gründung mindestens 15 mitwirkungswillige Parteimitglieder 

verfügen und 

b) sie direkt nach Gründung vom Landesvorstand und Landesausschuss in 

gleichlautenden Beschlüssen anerkannt wurden und 



c) in (allen Folgejahren der Gründung) nach dem jeweiligen 31.12. des 

Vorjahres, die Mindestmitgliederzahl von über 15 Parteimitgliedern vom 

Landesvorstand in Form eines Beschlusses festgestellt wurde. 

 Den inhaltlichen Schwerpunkt legen die LAGs selbst fest und zeigen diesen 

beim Gründungsantrag an. Der Landesvorstand und Landesausschuss 

sollen dem Gründungsantrag zustimmen, wenn kein offensichtlicher und 

erheblicher Widerspruch zum Parteiprogramm besteht. Eine Abwägung der 

künftigen strategischen Ausrichtung wird bzgl. der LAG-Anerkennung nicht 

vorgenommen. Ein regulärer oder außerordentlicher Landesparteitag, der 

auf die LAG-Gründung folgt, kann nachträglich den Gründungsbeschluss 

aufheben. In diesem Fall ist der Landesparteitag angehalten, (ersatzweise 

Landesvorstand und Landesausschuss verpflichtet) den Punkt auf der 

Tagesordnung zu behandeln und den Konflikt zwischen LAG-Anerkennung 

und strategischer Ausrichtung zu beraten. 

(2) LAGs werden durch eine Gründungsversammlung gegründet, welche der 

Landesvorstand einberuft und unter allen sächsischen Parteimitgliedern einlädt. 

(3) Der Arbeitsauftrag an die LAGs ist die Beförderung der innerparteilichen 

Willensbildung. LAGs entscheiden dabei eigenständig, in welchem Umfang und 

auf welche Weise sie sich an der inhaltlichen Parteipolitik der Partei beteiligen. 

LAGs betreiben Kommunikation nach außen lediglich nach auf Bundes- oder 

Landesparteitagen beschlossenen Grundsatzdokumenten (Parteiprogramm, 

Wahlprogramm, Leitanträgen, ...) oder entsprechenden inhaltlichen 

Beschlüssen. Sowohl Landesvorstand als auch Landesausschuss sind 

beauftragt, die Einhaltung dieser Trennung im Arbeitsauftrag sicherzustellen – 

insbesondere, wenn nicht beschlossene Positionen öffentlich als solche 

suggeriert werden. 

(4) LAGs legen eigenverantwortlich ihre Arbeitsweise sowie ihre interne Struktur 

fest. Dabei sind sie an demokratische Grundsätze gebunden. Sofern in der 

Satzung einer LAG keine abweichenden Regelungen getroffen werden, gilt diese 

Landessatzung entsprechend. Die LAGs müssen mindestens einen Vorsitzenden 

in offener oder geheimer Wahl bestimmen sowie 1 Mitgliederversammlung pro 

Kalenderjahr durchführen. 

(5) LAGs sind dem Parteiprogramm, den Regularien und den Beschlüssen der 

Partei verpflichtet. LAGs, die in ihrem Selbstverständnis, ihren Beschlüssen oder 

ihrem politischen Handeln mehrfach und/oder relevant gegen die Grundsätze 

des Parteiprogramms, der Regularien oder Beschlüssen verstoßen, können 

durch einen Beschluss des Landesparteitags (alternativ durch zwei 

gleichlautende Beschlüsse von Landesvorstand und Landesausschuss) 

aufgelöst werden [alternativ Aufhebung der Anerkennung]. 



(6) Der Landesvorstand stellt den LAGs Videokonferenzräume kostenfrei zur 

Verfügung. LAGs können sich und ihre Arbeit auf den üblichen Kanälen der 

parteiinternen und -externen Kommunikation vorstellen, wobei der 

Landespressesprecher bei Pressemitteilung ein Einspruchs- und Korrektur-Veto 

besitzt. LAG-Vorsitzende (oder Stellv.) sollen an jährlich stattfindenden 

Koordinierungsrunden teilnehmen. 

 

§ 24 Ombudsperson(en) 

(1) Die 1 bis 2 Ombudsperson(en) sind für die Schlichtung bei Konflikten zuständig, 

die keinen satzungsrechtlichen, wahlrechtlichen bzw. gesetzlichen Hintergrund 

haben oder Beschlüsse von Parteiorganen betreffen. Die Ombudsperson(en) 

vermitteln zwischen Parteiamtsträgern, Verantwortlichkeitsträgern, Mitgliedern 

und Unterstützern auf Antrag, haben jedoch keine richtende Funktion. Eine 

Behandlung soll von den Konfliktbeteiligten unterstützt werden, jedoch besteht 

dazu keine Verpflichtung. 

(2) Die Ombudsperson(en) haben über das komplette Verfahren gegenüber Nicht-

Konfliktbeteiligten Stillschweigen zu bewahren, außer wenn Sie (elektronisch) 

schriftlich davon entbunden werden. 

(3) Die Ombudsperson(en) haben das Recht und die Pflicht, die Konfliktbeteiligten 

aufzufordern, betreffende Konflikte beteiligtenintern, mindestens jedoch 

parteiintern zu behandeln. Die Ombudsperson(en) sollen diesen Aufruf, im Falle 

der Missachtung des Anliegens, in der selben (Teil-)Öffentlichkeit kommunizieren 

und nicht-interne Behandlung (gemäß dieses Satzungspunktes) kritisieren. 

(5) Der Landesvorstand und der Landesausschuss wählen jeweils 1 Ombuds-

person, welche sich in ihrer Arbeit gegenseitig vertreten. Die Amtszeit gilt analog 

zur Amtszeit des Landesausschusses. 

(6) Der Landesvorstand kann ein Schlichtungsverfahren bei Kenntnis einstellen 

lassen, wenn ein inhaltlich nahestehender Fall einer der Konfliktbeteiligten vor 

dem Landesschiedsgericht oder dem Bundesschiedsgericht ansteht oder 

behandelt wird. Er muss ein Schlichtungsverfahren einstellen lassen, wenn ein 

solcher Fall vor einer Instanz der ordentlichen Gerichtsbarkeit ansteht oder 

behandelt wird. 

(7) Die Ombudsperson(en) halten auf mindestens jedem zweiten Landesparteitag 

einen Rechenschaftsbericht. Dieser sollte auf der Tagung des Landesparteitages 

im zweiten Jahr der Mandatsperiode gehalten werden. Der Bericht soll primär 

einen Überblick schaffen und muss alle anstehenden Verfahren so 

anonymisieren, dass Personen mit Konflikt-Unkenntnis keine Rückschlüsse auf 

Sachverhalte oder Personen ermöglicht werden. 

 



VI. ALLGEMEINE VERFAHRENSREGELN 

§ 25 Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen 

(1)  Auf das Verfahren zur Aufstellung der Bewerber für Wahlen zu Volksvertretungen 

finden die Bestimmungen der Wahlgesetze, die Bestimmungen dieser Satzung 

und die Bestimmungen der Satzung der zuständigen Kreis- und Ortsverbände 

Anwendung. 

(2)  Die Wahl zur Aufstellung der Kandidaten erfolgt durch Mitgliederversammlungen 

oder durch besondere oder allgemeine Vertreterversammlungen. Wahlberechtigt 

sind dabei nur diejenigen Mitglieder, die für die Wahl zu der Volksvertretung 

wahlberechtigt sind. Mitgliederversammlungen auf kommunaler Ebene 

(Landkreise und Städte/Gemeinden) können durch den Landesvorstand 

einberufen werden, soweit keine Vorstände auf dieser Ebene existieren. 

(3)  Eine Aufstellung auf Listen ist nur möglich, wenn ein Wohnsitz entsprechend der 

sächsischen Wahlgesetze vorliegt. 

(4)  Der Landesvorstand reicht die Wahlvorschläge für die Landeslisten der 

Bundestags- und Landtagswahl ein und unterzeichnet die Wahlvorschläge für 

die Kommunalwahlen. 

 

§ 26 Bundeswahlordnung 

(1) Für das Verfahren über Wahlen für Parteiämter und die Bewerber für öffentliche 

Mandate gilt die Bundeswahlordnung. 

 

§ 27 Landesschiedsgerichtsordnung 

(1) Bestimmungen zur Schlichtung und Entscheidung von Meinungsverschieden-

heiten und Streitigkeiten zwischen Mitgliedern und Parteivorstand sowie 

zwischen Gliederungen sind in der Landesschiedsgerichtsordnung festgelegt, 

die Bestandteil dieser Satzung ist. 

 

§ 28 Finanzen 

(1) Die Finanzen des Landesverbands und nachgeordneter Gebietsverbände 

werden in der Finanzordnung geregelt, die Bestandteil dieser Satzung ist. Im 

Übrigen gilt die Finanzordnung der Bundespartei, in der auch die Höhe der 

Mitgliedsbeiträge geregelt ist. 

 



§ 29 weitere Verfahrensregeln 

(1) Für Parteiämter und -mandate findet eine zentrale Datenverarbeitung auf 

Landesebene statt (vorzugsweise in der bundesweiten Mitgliederdatenbank). 

Der Landesvorstand stellt für die entsprechenden Wahlen elektronische 

Wahlprotokollvorlagen bereit. Die Wahlkommissionen sollen binnen 7 Tagen und 

müssen binnen 14 Tagen das Wahlprotokoll an den Landesvorstand (alternativ 

an den Landeskoordinator) senden, wobei unter dem Wahlprotokoll der Leiter 

der Wahlkommission sowie 2 weitere Mitglieder der Wahlkommission ohne 

Unterschrift genannt werden müssen. 

(2) Unterlagen zu Beratungen werden grundsätzlich elektronisch zugestellt. Bei 

Landesparteitagen sollen die Unterlagen auf individuell begründeten Wunsch in 

gedruckter Form zur Verfügung gestellt werden. 

(3) Offene oder offene namentliche Abstimmungen und Wahlen können elektronisch 

durchgeführt werden, sofern die Einhaltung und Überprüfung der 

Wahlrechtsgrundsätze durch das Elektorat sichergestellt sind. Geheime 

Abstimmungen und Wahlen müssen zur Sicherung der Wahlrechtsgrundsätze in 

physischer Präsenz oder in per Hybrid zusammengeschalteter Präsenz-

Veranstaltung mit geteilter Wahlkommission stattfinden. 

(4) Umlaufbeschlüsse als besondere Form eines Beschlussverfahrens werden, 

wenn nicht anders in einer Geschäftsordnung reguliert, mit einer Mindestlaufzeit 

von 3 Tagen durchgeführt. Mit Verkündung des Abstimmungsergebnisses ist die 

Liste Teilnehmer der namentlichen Abstimmung, inklusive deren Stimmverhalten 

zu publizieren, um den Teilnehmern die Überprüfung der Wahlrechtsgrundsätze 

zu ermöglichen. 

(5) Im Landesverband Sachsen gelten für alle Parteiorgane, Ämter, Mandate und 

Funktionen in der Kommunikation nach außen die Gestaltungsrichtlinien des 

Bundesverbandes (Corporate Design) nicht als Soll-, sondern als Muss-

Bestimmung. Der Landesvorstand soll auf Anfrage Weiterbildungsangebote 

schaffen. Eine begründete Abweichung von den Gestaltungsrichtlinien im 

Einzelfall ist nur nach Beschluss des Landesvorstandes möglich. 

 

 

VII. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 30 Satzungsänderungen 

(1) Änderungen dieser Satzung kann der Landesparteitag mit Zweidrittelmehrheit 

beschließen. Dies gilt nicht für Änderungen der Wahlordnung, Finanzordnung 

und der Schiedsgerichtsordnung, die mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen geändert werden können. 



 

§ 31 ergänzende Geltung des Satzungsrechts des Bundesverbandes 

(1) Sofern diese Satzung und die sonstigen Normen des Landesverbandes keine, 

eine unvollständige oder eine unwirksame Regelung enthalten, gelten ergänzend 

die Satzung und die sonstigen Normen des Bundesverbandes in 

entsprechender Weise. 

 

§ 32 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung wurde am 24. Februar 2024 in Chemnitz beschlossen und tritt am 

24. Februar 2024 in Kraft. 

(2) Änderungen wurden durch folgende Landesparteitage übernommen (siehe 

Aufzählung zu Beginn). 

 

 

Notizen 
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